Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/376 


Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Josef Wenger, Saar- 
brücken, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deut- 
schen Bundestag vom 19. September 1965 

— Az. 19/65 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Klepsch 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 4. März 1966 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 


Dr. Schäfer 

Vorsitzender 


Dr. Klepsch 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 19/65 — des 
Josef Wenger, Saarbrücken, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 15. Oktober 1965 hat der 
Einspruchsführer Einspruch eingelegt. 

Zur Begründung führt er aus, 

er habe gewissensmäßig die Wahlhandlung nicht 
vollziehen können, da ihm 100 ^/o öffentlich ver- 
trauenswürdige Kandidaten nicht präsentiert 
worden seien. Seiner Auffassung nach verlange 
Artikel v38 GG, da der Begriff „Gott" in der 
Präambel als Generalklausel enthalten sei, daß 
jedes Mitglied des Bundestages 100 Gott ge- 
nehm öffentlich handele. Die Praktiken des täg- 
lichen öffentlichen Lebens zeigten jedoch, daß 
eine gottesfürchtige Ordnung nicht gewährleistet 
sei. 

Zum Beweis seiner Auffassung beruft er sich auf 
folgende Stichworte: 

„Ehescheidung, Schändung des geheiligten und 
friedvollen Sonntags, Prostitution, zersetzende 
dämonische Einflüsse in der Frauenmode, bei 
Zeitschriften, Filmen, Nacht-Kabaretts, Bars" 
etc. 

Darüber hinaus beanstandet er die „personale" 
Wahlvorbereitung durch den Landeswahlleiter 
des Saarlandes, da dieser seinen Schriftsatz 


gegen die Landtagswahl im Saarland vom 
27. Juni 1965 gesetz- und rechtswidrig unter- 
drückt und nur zu seinen Dienstakten genommen 
habe. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt, 
aber nicht begründet. 

! Aufgabe der Wahlprüfung ist es, festzustellen, ob 
I durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
j Ergebnis der Wahl beeinflußt worden ist. Dazu hat 
der Einspruchsführer nichts vorgetragen, sondern 
sich lediglich auf die Präambel des Grundgesetzes 
bezogen. Soweit seiner Auffassung nach keine dem- 
entsprechenden „öffentlich vertrauenswürdigen Kan- 
didaten" präsentiert werden, kann diese Behauptung 
nicht Gegenstand der Wahlprüfung sein. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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